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"Die Familie ist es, die unsern Zeiten nottut, sie tut mehr not als Kunst und Wissenschaft, als Ver-
kehr, Handel, Aufschwung, Fortschritt, oder wie alles heißt, was begehrungswert erscheint. Auf der 
Familie ruht die Kunst, die Wissenschaft, der menschliche Fortschritt, der Staat. 
 
Wenn Ehen nicht beglücktes Familienleben werden, so bringst du vergeblich das Höchste in der 
Wissenschaft und Kunst hervor, du reichst es einem Geschlechte, das sittlich verkommt, dem deine 
Gabe endlich nichts mehr nützt, und das zuletzt unterlässt, solche Güter hervorzubringen." 
 
Adalbert Stifter: 'Der Nachsommer', 1857   

 

 

 

Hier der Link auf meine Bundestagsseite: 

https://www.bundestag.de/abgeordnete#url=L2FiZ2Vvcm-

RuZXRlL2Jpb2dyYWZpZW4vSC81MjA0MTItNTIwNDEy&mod=mod525246&dir=ltr 

  

https://www.bundestag.de/abgeordnete#url=L2FiZ2VvcmRuZXRlL2Jpb2dyYWZpZW4vSC81MjA0MTItNTIwNDEy&mod=mod525246&dir=ltr
https://www.bundestag.de/abgeordnete#url=L2FiZ2VvcmRuZXRlL2Jpb2dyYWZpZW4vSC81MjA0MTItNTIwNDEy&mod=mod525246&dir=ltr
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1 Vorwort  von Ursula Helene Hilger 
 

Ich gratuliere Nicole Höchst ganz herzlich zu Ihrem Wiedereinzug in den Bundestag und wünsche Ihr 

weiterhin viel Erfolg: 

 

Das Jahr 2021 éalles ist besser geworden. Oder etwa nicht? 

Die Menschen sind gespalten wie noch nie, während ein Herr Laschet (CDU) medienwirksam das be-

streitet. Was hat uns das Jahr gebracht? Eine furchtbare Flut, an der natürlich der Klimawandel schuld 

istéoder waren es vernachlªssigte Staudªmme, bebaute ¦berschwemmungsgebiete und ein nicht funk-

tionierendes Warnsystem? Aber der Staat hat doch gut funktioniert, oder? 

Beamte, die sich lieber im Urlaub nicht stören lassen wollen é Beamte, die denken, sie hªtten ihre 

Pflicht getan, wenn sie eine Mail verschicken é ein gesamter Beamtenapparat, träge und selbstgefällig 

und ein Ministerpräsident, der inmitten einer verzweifelten, panischen Menschenmenge im Ahrtal steht 

und nicht einmal seinen Schirm selbst hält. 

Haben wenigstens die Mainstreammedien zur Wahrheit zur¿ckgefunden? Schreiben sie was isté.? 

Journalisten, die die Wahrheit framen, die wie die Regierung Nudging betreiben, brauchen wir die? Die 

unheilige Allianz, die Politiker und Medien miteinander eingegangen sindé. Brauchen wir die? 

Viele Menschen, eingespannt in ihr tägliches Rad an Verpflichtung, Sorge und Arbeit, fallen darauf 

herein. Liebgewordene Gewohnheiten beim Konsumieren von Medien vernebeln noch immer die Hirne. 

Vereinzelt tauchten die Manipulationen im grellen Licht der Kritik auf. Eine Journalistin, die sich mit 

Schlamm bedeckt, um realitätsnah behaupten zu können, dass sie mithelfe. Ein Ministerpräsident mit 

kohlegeschwärztem Gesicht, der sich damit brüstet, die zechen geschlossen zu haben, zeigt unfreiwillig 

die gleiche Denkart wie die Massenmedien. Die sich regende Kritik wird erbarmungslos zensiert, frei 

nach dem Motto: Was der Mensch nicht erfährt, macht ihn zu dem willfährigen Opfer, das sich leicht 

regieren lässt. Was brachte uns das Jahr 2021 noch so?  

Die Versorgung ist gesichert, die Bäuche sind voll, aber zu welchem Preis? Zunehmend beginnen auch 

Bäuche leer zu bleiben. Aber wen interessiert das schon?  

Und dann war da noch ein verlorener Krieg in Afghanistan. War die Bevölkerung eigentlich gefragt 

worden, ob sie in einem aussichtslosen und teuren Krieg, Deutschland am Hindukusch verteidigen 

möchte? Brunnen bohren, Mädchenschulen gründen, prima! Doch wo sind sie heute? Das die Einhei-

mischen ihr Land zurückerobert haben, mit Leiterwagen und vorsintflutlichen Waffen, blamiert die ge-

samte westliche Welt. Sind damals die Einwohner von Afghanistan gefragt worden, ob sie die ĂHilfeñ 

überhaupt wollten? Wir sind doch so humanistisch und weltoffen. Diese Weltoffenheit zeigt sich in 

unzähligen Morden, Massenvergewaltigungen und einem neuen Antisemitismus. 

Die Politiker sprechen nur kurz darüber, die Medien, machen einen kurzen Aufschrei, die Aufschreie 

aus der Bevölkerung verhallen jedoch im Nirwana und in den schlaflosen Nächten der Opferfamilien. 

Offiziell erziehen wir eine allseitig gebildete, kompetente und tolerante neue Generation. Da sind manch 

so kompetent, dass sie sich die Freitage als Schultage schenken können. In Markenkleidung gehüllt, 

teilweise aus gut situierten Familien kommend, schreien sie nach Verzicht. Und sie beschimpfen ihre 

Großeltern, die Milch noch im Milchkrug geholt haben und aus jedem Stofffetzen noch etwas nähten 

und Kleidung über Generationen weiterreichten. Was passiert, wenn diese Generation in Amt und Wür-

den ist? Werden sich die Bodenständigen oder die Schreihälse und Steinewerfer durchsetzen?  
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Hauptsache, wir sind alle ja soooo gesundheitsbewusst. Oder doch nicht alle? Wer sind die Gesund-

heitsbewussten, die sich freiwillig in Impfexperimente einlassen? Sind es dieselben, die ihr Immunsys-

tem stärken, gesund leben und auch gesund geblieben sind? Laut Orwell verdrehen sich die Gehirnwin-

dungen und vielen Menschen fällt die Orientierung in dieser kuriosen Gesundheitswelt inzwischen 

schwer. 

Apropos Jugend, Gesundheit und sonstigen ethischen Bedenken. Unsere hoffnungsvolle grüne Jugend 

stellt sich Abtreibungen bis zum 9. Monat vor. Was werden die wohl für Mütter und Väter werden oder 

werden sie Elter 1 und 2? Da bekommt eine junge Frau, die es ablehnt, sich mit den Schriften alter 

weißer Männer zu beschäftigen noch Applaus, statt dass man sie auf ihr geistige Minderbemitteltheit 

hinweist. 

Dieses Bildungsniveau schmerzt besonders, weil hier die Lücken und Schwächen unseres Bildungssys-

tems sichtbar werden. Die Lockdownpolitik hat die Lücken noch verschärft. Aber es ist doch nicht 

schlimm, wenn ein Jüngling denkt, Platon sein ein Baustoff und Bismarck der Erbauer der Bismarck-

türme. 

Aber ehe ich noch vollends in Depression verfalle, möchte ich aus vollem Herzen den Menschen danken, 

die sich Herz und Hirn in dieser Zeit bewahrt haben, allen voran Nicole Höchst. Sie kämpft für die 

Rückkehr zur Normalität für ein gutes und freies Leben mit Toleranz, wo sie für gebildete Menschen 

mit Herz angebracht ist, für Weitblick und Frieden bei Groß und bei Klein. 

 

 

Steckbrief  

Frau Hilger ist Pädagogin und war als Lehrerin, Schuldirektorin und Schulrätin, Kommunikationsex-

pertin, 24 Jahre in der pädagogischen Diagnostik in einer Kinderneuropsychatrie, 18 Jahre als Schöffin 

sowie 12 Jahre ehrenamtlich in der Seniorenarbeit tätig. 
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2 Informationen zur AfD  

2.1 Auszug aus dem Kurzwahlprogramm 
5.4 Reform der sozialen Sicherungssysteme  

Leitbild für uns ist die Familie, für die wir in der Sozialversicherung Abgabengerechtigkeit wollen. Die 

AfD will die Leistung von Eltern durch die Geburt, Versorgung und Erziehung von Kindern nicht nur 

ideell, sondern auch materiell anerkennen. Dazu hat das Bundesverfassungsgericht den Gesetzgeber be-

reits verbindlich aufgefordert. Wir wollen die derzeitigen finanziellen Nachteile von Familien mit Kin-

dern gegenüber Kinderlosen korrigieren. Arbeitsmarkt und Sozialpolitik 71  

 

5.4.1 Finanzielle Benachteiligung von Familien beseitigen 

 Familien sind gegenüber Kinderlosen in dramatischer Weise finanziell benachteiligt. Familienarmut 

und eine anhaltend niedrige Geburtenrate sind die Folge. Kinder werden in Politik und Medien als kar-

rierehemmender Ballast dargestellt. Es ist Zeit, die Leistung der Eltern finanziell und ideell anzuerken-

nen. Deutschland hat die niedrigste Geburtenrate in ganz Europa. Grund ist zum einen eine Zunahme 

der Kinderlosen, zum anderen ein Rückgang der Mehrkindfamilien. Wenn wir dieser demografischen 

Fehlentwicklung nicht gegensteuern, werden unsere Renten-, Kranken- und Pflegeversicherungssys-

teme zusammenbrechen. Die AfD steht für grundlegende Reformen zum Wohle Deutschlands. Das be-

trifft auch die Sozialversicherungen. Nur so können die Systeme auch zukünftig leistungsfähig bleiben. 

Die hohen Abgaben wirken sich negativ auf die Einkommen der Arbeitnehmer aus. Auch der wirtschaft-

liche Erfolg Deutschlands leidet darunter.  

 

5.4.2 ĂAktivierende Grundsicherungò - Arbeit, die sich lohnt  

Die AfD will eine ĂAktivierende Grundsicherungñ als Alternative zum Arbeitslosengeld II (sogenanntes 

ĂHartz IVñ). Dabei schmilzt der staatliche Unterst¿tzungsbetrag der Grundsicherung mit wachsendem 

Einkommen immer weiter ab, bis ab einem bestimmten Einkommen Einkommensteuer zu entrichten ist, 

statt einen staatlichen Unterstützungsbetrag zu erhalten. Das erzielte Einkommen soll nicht wie bisher 

vollständig mit dem Unterstützungsbetrag verrechnet werden. Stattdessen verbleibt dem Erwerbstätigen 

stets ein spürbarer Anteil des eigenen Verdienstes. Dadurch entsteht Arbeitsanreiz. Wer arbeitet, wird 

auf jeden Fall mehr Geld zur Verfügung haben als derjenige, der nicht arbeitet, aber arbeitsfähig ist 

(Lohnabstandsgebot). Missbrauchsmöglichkeiten sind auszuschließen. 

  

5.4.3 Kinder und Erziehungsleistung bei der Rente berücksichtigen  

Ein reformiertes Renten- und Steuersystem soll sicherstellen, dass kinderreiche Familien aus unteren 

und mittleren Einkommensgruppen nicht mehr am Rande des Existenzminimums leben müssen und 

ausreichende eigene Rentenansprüche aufbauen. Daher wollen wir bei der Rente die Kinderzahl und die 

Erziehungsleistung stärker als bisher berücksichtigen. Durch eine spezielle Förderung von Mehrkindfa-

milien möchte die AfD zudem dazu ermutigen, sich für mehr Kinder zu entscheiden.  

 

5.4.4 Pflege durch Angehörige aufwerten  

Die Pflege älterer Menschen durch einen Dienst oder durch ein Heim wird höher vergütet als die Pflege 

durch einen Angehörigen. Pflegende Angehörige werden oft mit organisatorischen und finanziellen 

Problemen alleingelassen. Wir wollen die Fürsorge für pflegebedürftige Familienangehörige in einer 

vertrauten familiären Umgebung stärken. Wer durch die Erziehung von Kindern im Beruf zurückstecken 
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musste, ist im Alter bei der Rente benachteiligt. Wir wollen daher die Kinderzahl und die Erziehungs-

leistung stärker als bisher bei der Rente berücksichtigen. In Deutschland werden derzeit mehr als 70 

Prozent der Pflegebedürftigen zu Hause gepflegt. Dabei sind die Pflegesätze für Pflegedienste in allen 

Pflegestufen doppelt so hoch wie die für eine Pflege durch Angehörige. Die AfD möchte die Rahmen-

bedingungen derart gestalten, dass sich erwachsene Kinder bewusst für die Pflege der Eltern entscheiden 

können. Als Grundlage für die häusliche Pflege sind das Beratungsangebot für pflegewillige Angehörige 

in Form eines umfassenden Betreuungsnetzwerkes zu verbessern und die Pflegesätze an die Leistungen 

für Pflegedienstleister anzugleichen. Die AfD will Familienarbeit in der Pflege als Beitrag für das Ge-

meinwohl gesellschaftlich anerkennen. Die individuelle häusliche Pflege muss zu einem Hauptbestand-

teil der sozialen Sicherungssysteme werden. 

 

2.2 Auszug - Spezialinterview der Parteispitzen Alice Weidel und Tino Chrupalla 

 

FREILICH: Ihre Partei wolle am ĂGesternñ festhalten und zu den Ăguten alten Zeitenñ zur¿ckkehren, 

meinen Kritiker. Auch Ihr j¿ngster Wahlkampfslogan ĂDeutschland. Aber normal.ñ weise in diese 

Retro-Richtung. Was meinen Sie aber in Wirklichkeit?  

Alice Weidel: Etwas ganz anderes! Normal bezieht sich auf das von unseren politischen Gegnern über 

Bord geworfene Bewährte einer stabilen gesellschaftlichen Ordnung. Wir wollen unsere Sicherheit zu-

rück, wir wollen eine stabile Währung, wir treten für die Achtung der Familie und der Arbeit ein, wir 

wollen unsere stark eingeschränkten Freiheitsrechte wiederhaben. Wir streben das Leben in einem nor-

malen, freiheitlichen Deutschland an, ohne absurde Sprechverbote und obrigkeitlich verordnete Gender-

Sprache, die man nur mit unnatürlichen Schlucklauten sprechen kann, die kein Mensch versteht und die 

von der Mehrheit in unserem Land klar und deutlich abgelehnt wird.  

Frau Weidel, auf Ihre Oppositionsrhetorik im Deutschen Bundestag INTERVIEW: BERND KALLINA 

FREILICH sprach mit dem Spitzenduo Alice Weidel und Tino Chrupalla über Kernpunkte des AfD-

Programmes. ĂDeutschland. Aber normal éñ reagieren immer mehr Menschen mit Dankbarkeit, weil 

sie die massiven Fehlentwicklungen in unserem Land allgemein verständlich aufgreift. Die Regierungs-

bank reagiert meist durch betretenes Schweigen. Die Kanzlerin bedient dabei ï scheinbar unbeeindruckt 

ï mit starrem Blick ihr Handy. Welchen Eindruck haben Sie von ihr?  

Alice Weidel: Ich sehe bei der Kanzlerin und anderen Vertretern auf der Berliner Regierungsbank, aber 

auch bei den anderen Parlamentsfraktionen in erster Linie Ermüdungserscheinungen. Diesen Leuten 

geht es gar nicht mehr um das Wohlergehen unseres Landes, sondern nur noch um sie selbst. Sie haben 

kein ernsthaftes Interesse an konstruktiver Oppositionspolitik seitens der AfD. Sie setzen sich mit unse-

ren fundierten Argumenten nicht auseinander. Oder sie reagieren mit wüsten Beschimpfungen und Ge-

schrei, wie der Herr Hofreiter von den Grünen und der Herr Schulz seitens der SPD. Und schauen Sie 

sich die Entscheidungen der Exekutive in unserem Land an ï die gehen alle in die falsche Richtung. 

Insofern kann ich diesen Handy-Eskapismus einer erschöpften Frau Merkel am Ende ihrer Karriere so-

gar teilweise noch nachvollziehen.  

Herr Chrupalla, der Ostbeauftragte der Bundesregierung beschimpfte unlängst große Teile der mittel-

deutschen Bevºlkerung als Ădemokratiefernñ weil sie offenbar von ihrem Wahlrecht entgegen den Er-

wartungen der Altparteien Gebrauch machen. Wie unterscheidet sich Ihr Demokratieverständnis von 

dem des Herrn Wanderwitz?  

Tino Chrupalla: Mein Demokratieverständnis unterscheidet sich offensichtlich von seinem: Es ent-

spricht den Demokratienormen. Er hat auch gesagt, dass die Ostdeutschen Diktatur-sozialisiert seien, 

und damit hat er sogar ein Stück weit recht. Genau deshalb, weil sie diese Erfahrung in einer Diktatur 

gemacht haben, wählen sie die AfD. Weil diese Menschen hier im Osten zu DDR-Zeiten jeden Tag 

Diktatur live erlebt haben. Deswegen erkennen sie offenbar deutlicher, wie mit unserer hart erkämpfen 
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Freiheit Schindluder getrieben wird, wie wir Freiheits- und Bürgerrechte immer mehr abgeben müssen. 

Deshalb ist die AfD im Osten so stark. Bürger verlieren teilweise ihren Job, weil sie Mitglieder der AfD 

sind. Sie fliegen deswegen aus Gewerkschafen raus oder bekommen kein Konto. Alles Dinge, die wir 

in der DDR schon erlebt haben. Meine Landsleute Mainstreammedien und ï nicht zuletzt ï auch noch 

geheimdienstlicher Verfolgung hält sich die AfD nach Umfragen bundesweit im Stimmenbereich zwi-

schen zehn und 13 Prozent. Wie erklären Sie sich die Wählertreue zu Ihrer Partei?  

Tino Chrupalla: Wir werden inzwischen zu Recht als die einzige wirkliche Opposition wahrgenommen. 

Die Bürger merken das, und sie sind nicht mehr so leicht manipulierbar, wie sich das die 

Mainstreammedien und Altparteien vorstellen. Auch haben sich die ewigen Nazi-Hetzkampagnen gegen 

die AfD etwas abgenutzt. Erst hieÇ es noch voller Abscheu, wir seien nicht wªhlbare ĂPopulistenñ, jetzt 

sind wir angeblich Ărechtsradikalñ oder Ărechtsextremñ. Doch das verfªngt nicht mehr so wie fr¿her. 

Das sind wesentliche Gründe, warum wir eine recht starke Basiswählerschaf haben. Wir sind inzwischen 

parteipolitische Heimat für viele aufgeschlossene Bürger geworden, weil wir ihre Interessen profilstark 

vertreten. Das sind vor allem Mittelständler, Handwerker, Angestellte und Landsleute aus dem Niedrig-

lohnsektor. Die AfD ist ï im gewissen Sinne ï auch zur neuen Arbeiterpartei geworden. Dort, wo früher 

SPD und Linkspartei gewählt wurden, da sammeln wir immer mehr Stimmen ein ï eine erfreuliche 

Entwicklung! Die jüngsten Hochwasserkatastrophen haben verdeutlicht, dass der Bevölkerungsschutz 

erheblich verbessert werden muss, unabhängig von der strittigen Frage, ob ein sogenannter Klimawan-

del menschengemacht ist oder nicht, Stichwort CO2-Ausstoß. Was sind hierbei die Hauptforderungen 

der AfD?  

Tino Chrupalla: Die erheblichen Mängel beim Bevölkerungs- bzw. Katastrophenschutz müssen auf 

schnellstem Wege beseitigt werden. In erschreckender Weise erinnern sie an die desaströsen Zustände 

bei unserer Bundeswehr, die aufgrund jahrzehntelanger Vernachlässigung durch unsere Altparteien we-

der zur Bündnis- noch zur Landesverteidigung in der Lage ist! Die Zeiten einer Schönwetterdemokratie 

sind jetzt in mehrfacher Hinsicht endgültig vorbei! Konkret: Es ist nicht hinnehmbar, dass Bürger nicht 

rechtzeitig vor Unwetter- oder sonstigen Gefahren gewarnt werden. Warum? Weil in den letzten Jahren 

leichtsinnig z. B. das Sirenennetz abgebaut wurde, ebenso wie viele Feuerwehrstandorte in der Fläche. 

Wir brauchen einen krisenfesten Warn- und Alarmierungsmechanismus, der auch im Katastrophenfall 

funktioniert. Es kann nicht sein, dass bei Stromausfall betroffene Menschen kommunikationslos im 

Dunkeln sitzen und für notwendige Anweisungen zu ihrer Rettung gar nicht erreichbar sind. Wir müssen 

dafür sorgen, dass z. B. Rückhaltebecken für hohe Regenmengen geschaffen werden, dass Wasser aus 

Stauseen rechtzeitig abgelassen wird. In Rheinland-Pfalz und in NRW sind solche und andere Vorsor-

gemaßnahmen trotz realistischer Wettervorhersagen ï vier (!) Tage vorher ï unterblieben. Ein Skandal! 

Auch an die Folgen der Verdichtung von Böden und Wiesen sowie an die Begradigung von Flüssen und 

Becken muss gedacht werden. Des Weiteren sind die Bebauungspläne und entsprechende Genehmigun-

gen in Flussnähe zu überprüfen sowie, falls nötig, neu auszurichten. In meiner sächsischen Heimat haben 

wir nach ähnlichen Überflutungen in früheren Jahren mit Erfolg entsprechende Konsequenzen gezogen. 

Ähnliche Ereignisse wie in diesem Jahr sind uns deswegen erspart geblieben. Diese Wege ï und noch 

viel mehr ï gilt es energisch und ohne groÇen Zeitverzug voranzutreiben! ĂKlimaneutralitªtñ ist das 

Schlagwort, dem sich vor allem die deutschen Grünen verschrieben haben. Nach ihnen soll die Bundes-

republik mit gutem Beispiel durch eine radikale Senkung der COׄ-Emissionen vorangehen. Welche 

Folgen hätte eine radikale Umsetzung dieser Ziele für die deutsche Wirtschaft? Alice Weidel: Was heißt 

hier hätte? Wir sind bereits mitten in der radikalen Umsetzung und sehen die Folgen an der Energie- 

und Pkw-Wende: Wir haben einen völlig überteuerten Strom, wir werden keine bezahlbaren Autos mehr 

haben, und das alles infolge eines deutschen Sonderweges, der durch nichts begründet ist. Denn 

Deutschland hat nur knapp unter 2 % Anteil am menschlichen CO2-Ausstoß! Nochmals zur Verdeutli-

chung: Unsere Stromkosten und Strompreise sind die höchsten weltweit. Über 70 % der Stromrechnun-

gen sind Abgaben STAATSVERSAGEN Wie angeschlagen der deutsche Staat mit seinen Institutionen 

inzwischen ist, zeigte auch die Hochwasserkatastrophe in Westdeutschland im Spätsommer des heuri-

gen Jahres. Obwohl alle Vorhersagen zum Ereignis da waren, klappte es nicht mit der Warnung und 
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Evakuierung. Die Folge war ein Unglück, das bis jetzt nicht bewältigt ist, nun allerdings vom Versagen 

in Afghanistan überschattet wird. und Steuern, u. a. die EEG-Umlage. Die Strompreise in Deutschland 

haben sich seit der Jahrtausendwende mehr als verdoppelt und sind die höchsten auf der Welt. Jeder 

Einwohner Deutschlands, vom Neugeborenen bis zum Greis, muss laut Berechnungen des Instituts für 

Wettbewerbsökonomik vom Jahr 2000 zum Jahr 2025 umgerechnet über 6300 Euro für die Energie-

wende bezahlen, eine vierköpfige Familie also über 25.000 Euro. Wir dürfen nicht vergessen: Die Deut-

schen weisen eine sehr geringe Wohneigentumsquote und ein viel geringeres Median-Vermögen, also 

gemitteltes Pro-Kopf-Vermögen, auf als etwa Frankreich oder Italien. Auf der anderen Seite haben wir 

nach Belgien die zweithöchste Abgabenlast aller OECD-Länder. Die Energiewende belastet vor allem 

die Bürger mit niedrigem und mittlerem Einkommen. Die von Berlin in die Wege geleitete Klima- und 

Energiepolitik zielt auf die kleinen Leute.  

Herr Chrupalla, durch die Lockdown-Verordnungen wurde insbesondere der deutsche Mittelstand 

schwer geschädigt, während sich Großunternehmen und internationale Konzerne die Kassen mit Ge-

winnen und Subventionen füllten. Was ist hier schiefgelaufen, und wie begegnet die AfD dieser Fehl-

entwicklung?  

Tino Chrupalla: Unsere Forderungen sind hierbei deutlich und klar. Nie wieder darf es einen wie in den 

letzten Monaten erlebten Lockdown geben. Nie wieder diese Einschränkungen, die de facto zu Berufs-

verboten führten, u. a. im Handwerk, bei den Frisören, bei mittelständischen Unternehmungen. Sie 

mussten ihre Geschäfte schließen, während sich die Internetkonzerne mit satten Gewinnen die Hände 

rieben und dabei ï teilweise ï gar keine Steuern zahlten. Also, ich sage es als führender AfD-Politiker 

unmissverständlich: So etwas darf sich nicht wiederholen! Man darf die freie Wirtschaf nicht fesseln 

oder gar durch überzogene LockdownVerordnungen erdrosseln. Hygiene- und Gesundheitsauflagen nur 

bei Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebes, bitte! Gerade der Mittelstand braucht freien Lauf, Unter-

stützung beim Bürokratieabbau und Steuererleichterungen. Die Firmen sehnen sich geradezu danach, 

endlich wieder mit Planungssicherheit frei im Markt agieren zu können, ohne Gängelung und Bevor-

mundung. Frau Weidel, ĂMit Covid-19 kehrt der Obrigkeitsstaat zur¿ckñ, schreibt nicht etwa ein ver-

schwörungstheoretisch orientiertes Medium, sondern die renommierte ĂNeue Z¿rcher Zeitungñ (Aus-

gabe vom 7. August 2021). Was signalisiert Ihnen diese Stimme aus der neutralen Schweiz?  

Alice Weidel: Genau das, was wir als AfD auch sagen. Die Corona-Politik der Bundesregierung hat mit 

Panikmache und Schwarz-Weiß-Denken das Land tief gespalten. Dabei hat sie die Kluft zwischen Arm 

und Reich vergrößert und die Grund- und Freiheitsrechte der Bürger in bisher nie dagewesener Dimen-

sion eingeschränkt, um nicht zu sagen: außer Kraft gesetzt! Und das Ganze mit nicht mehr hinnehmba-

ren Kollateralschäden für Wirtschaf und Gesellschaf. Die Regierung hat Existenzen ruiniert, eine ganze 

Generation von Kindern in psychische Erkrankungen gestürzt und um ihre Bildungschancen gebracht.  

Saskia Esken, die SPD-Co-Vorsitzende, bezeichnete kürzlich im Interview den Islamismus ausschließ-

lich als terroristisches Problem. Was übersieht sie dabei, nicht zuletzt im Einklang mit einem Großteil 

der deutschen Linken?  

Alice Weidel: Die Sozialdemokratin übersieht dabei, übrigens repräsentativ für ihre im Niedergang be-

findliche Partei, dass der Islamismus keinesfalls nur ein terroristisches Problem darstellt, sondern vor 

allem ein religiös-kulturelles. Und das fängt schon damit an, wenn Frauen durch ihre eigene Familie 

ermordet werden, wie gerade jüngst eine Afghanin, die in Berlin einem sogenannten Ehrenmord ihrer 

Brüder zum Opfer gefallen ist. Religiös motivierte und sexuelle Gewalt nimmt rasant zu. Die Anzahl 

der Vergewaltigungen und Sexualstraftaten ist durch die seit 2015 von Frau Merkel beförderte illegale 

Massenzuwanderung durch die Decke gegangen. Dass es sich dabei um ein gravierendes religiös-kultu-

relles Problem handelt, sei an den Aussagen des Täteranwalts eines 17-jährigen Syrers hier kurz doku-

mentiert. Der jugendliche Ausländer hatte eine Verkäuferin mit einem Messer an zahlreichen Organen 

lebensgefªhrlich verletzt, im Plªdoyer f¿r den Angeklagten f¿hrte dann der Anwalt aus, Zitat: ĂDer 

Beschuldigte kennt es aus seiner Kultur so, dass Konflikte mit dem Messer ausgetragen werdenñ. Er 

haben ein sehr feines Gespür für totalitäre Bestrebungen, die in ganz Deutschland zunehmen. Es ist 
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gerade wegen ihrer Diktaturerfahrung ausgeprägter als bei manchen im Westen der Republik! Trotz 

massiver Anti-AfD-Propaganda durch Steuergelder in dreistelliger Millionenhöhe, weitgehendem Aus-

schluss von fairer Berichterstattung durch die  

beschreibt die regionalen Brªuche dann so, Zitat: ĂWird man beleidigt, darf man zustechen! In schweren 

Fªllen darf man sogar die Person tºten!ñ In W¿rzburg hat ein somalischer Islamist, der offenbar den 

Anweisungen des ĂIslamischen Staatesñ folgte, gezielt Frauen mit dem Messer attackiert und dabei drei 

Frauen ermordet. Viele Sozialdemokraten und andere Linke weigern sich, die naheliegende Schlussfol-

gerung zu ziehen: Es handelt sich bei diesem und vielen ähnlichen Fällen nicht nur um eine terroristische 

Motivlage, sondern um religiös-kulturelle Motive, die inkompatibel mit unserer demokratischen Frei-

heitsordnung sind. Während die Grünen weiterhin den Zustrom kulturfremder Masseneinwanderung 

massiv befeuern, beklagt die AfD eine gescheiterte Integrationspolitik und den anhaltenden Kontroll-

verlust an den deutschen Grenzen. Mit welchen konkreten Maßnahmen wollen Sie im Bereich Asyl und 

Einwanderung punkten?  

Tino Chrupalla: Wir müssen in erster Linie unsere Grenzen schützen. Wenn das auf europäischer Ebene 

nicht klappt, und da klappt es seit Jahrzehnten nicht, dann müssen wir den Grenzschutz eben national 

regeln. Das gilt auch für die Zuwanderungsproblematik insgesamt. Das Gastland hat zu entscheiden, 

wer hierherkommt und wer nicht. Es darf nicht EU-weit geregelt werden, es darf keine EU-Aufnah-

mequoten geben. Das muss unser Nationalstaat selbst klären, und vor allem hat unsere deutsche Bevöl-

kerung ein maßgebliches Wort zu sagen, ob wir diese konfliktfördernde Masseneinwanderung über-

haupt wollen. Dass über zwei Drittel unserer Bevölkerung hier eine klar ablehnende Haltung in vielen 

Befragungen geäußert haben, dürfe ja allgemein bekannt sein. Sie will keine weitere unkontrollierte 

Zuwanderung, zumal die bisherige schon zu unlösbaren Dauerproblemen geführt hat. Auch darf es kein 

immerwährendes Bleiberecht nach illegaler Einreise geben. Wer illegal einreist und wer seine Identität 

nicht nachweisen kann, muss sofort abgeschoben werden. Es geht darum, dass geltendes Recht ï entge-

gen der bisherigen Praxis in Abertausenden von Fällen ï durchgesetzt werden muss. Seitens der AfD 

wurde das jüngste BVG-Urteil zur Erhöhung der Rundfunkgebühren auf monatlich 18,36 Euro heftig 

kritisiert. Spricht da aus Ihrer Partei eine massive Verärgerung über die systematische BeQDchteLlL-

JXQJ der $I' LQ čỈeQtlich-rechtlichen Medien ï oder dominieren andere Kritikpunkte?  

Tino Chrupalla: Beides. Es ist nicht nur die ofenkundige Benachteiligung, die wir als größte Oppositi-

onspartei in Deutschland täglich erleben müssen. Schauen Sie sich die Nachrichtensendungen in ARD 

und ZDF an. Alle anderen Oppositionsparteien werden in der Regel öfters zitiert oder kommen zu Wort, 

nur die größte Oppositionspartei im Deutschen Bundestag nicht, die AfD. Bei den meinungsbildenden 

Diskussionsrunden ist es ähnlich. Das sind klare Verstöße gegen das Neutralitätsgebot in den Rundfunk-

staatsverträgen. Wenn Sie mein Sommerinterview Anfang August verfolgt haben, konnten Sie einmal 

mehr sehen, wie tendenziös und einseitig auch dort vorgegangen wurde. Bei jeder Aussage, die ich 

getroffen habe, wurden vom oberlehrerhaft auftretenden Moderator Bewertungen abgegeben. Zum 

BVG-Urteil: Es ist ein Skandal, wie hier das Vetorecht der Länder im Föderalismus ausgehebelt wurde. 

Das ist einmalig. Denn die Länder selbst haben ja die Kontrolle über den öffentlich-rechtlichen Rund-

funk, das ist unsere Aufgabe, und die wird uns damit verwehrt. Folglich: Die Anstalten können wie in 

einer Diktatur selbst bestimmen, wie sie ihr Geld verwenden. Aber die Bürger müssen es bezahlen. 

Deswegen plädieren wir für eine Kündigung der Rundfunkstaatsverträge durch die Länder. Wir brau-

chen hier dringend eine bürgernahe Reform.  

Themenwechsel: Seit ihrer Gründung im Jahre 2013 unterliegt die AfD einer systematischen Dauerblo-

ckade durch die anderen Parteien. Welche Möglichkeiten sehen Sie in der kommenden Legislaturperi-

ode, diese aufzubrechen, um zu mehr politischer Wirkung zu kommen?  

Tino Chrupalla: Da müssen wir unterscheiden. Wenn Sie von Aufbrechen sprechen, dann kann das nicht 

bedeuten, dass wir uns anpassen sollten, damit uns das etablierte Parteienkartell sozusagen Ălieb hatñ. 

Das ist weder die Aufgabe einer echten Opposition noch unser Wählerauftrag. Wir sollten vielmehr 

weiterhin die Finger in die vielen Wunden von Politikversagen der Regierungen im Bund und in den 
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Ländern legen. Über kurz oder lang werden die anderen Parteien sich überlegen müssen, wie lange sie 

uns weiterhin in undemokratischer Weise ausgrenzen und uns zustehende Funktionen in der Volksver-

tretung verweigern wollen, wie z. B. des Vizepräsidenten in den Parlamenten. Wenn die selbsternannten 

Oberdemokraten des Establishments sich weiterhin so demokratiefern aufführen, werden in absehbarer 

Zukunf wahrscheinlich auch ihre Wähler nicht mehr mitspielen und sie durch Wechsel zu uns bestrafen, 

warten wir es ab! Ein ï im weitesten Sinne ï Ăb¿rgerliches Lagerñ, bestehend aus Liberalen, Unions-

parteien und AfD, hätte im Bund und in vielen Länderparlamenten eine deutliche Mehrheit zur Regie-

rungsbildung, die nicht stattfindet. Wie lange wird dieser demokratiewidrige Ausnahmezustand andau-

ern?  

Alice Weidel: Da schließe ich mich Tino Chrupalla an und sage: Ich hoffe, nicht mehr allzu lange! Es 

scheint mir absehbar, dass sich diese ĂAusgrenzeritisñ nicht auf Dauer ohne nachhaltige Schªdigung 

demokratischer Institutionen durchhalten lässt. Schließlich können sie nicht permanent Wahlverlierer 

an einer Regierung beteiligen und Wahlgewinner wie die AfD ausschließen. Das verstieße doch so deut-

lich gegen den Wählerauftrag. Und ich glaube deswegen, dass durch diese Verweigerungshaltung gegen 

die AfD die Wählerunzufriedenheit weiter zunehmen wird. Kurzum: Ich rechne zunächst in den ost-

deutschen Bundesländern mit einer Regierungsbeteiligung in den nächsten Jahren!  

Ein volksfronthaftes Bündnis bestehend aus dem DGB, Pro Asyl, Bildungsstªtte Anne Frank, ĂFridays 

for Futureñ und dem Zentralrat der Juden, will per Verabschiedung eines sogenannten Demokratiege-

setzes verhindern, dass die AfD-nahe Erasmus-Stiftung gleichberechtigt ï wie die anderen parteinahen 

Stiftungen ï an der Mittelzuwendung teilnimmt. Wird das gelingen?  

Tino Chrupalla: Nein, das wird ihnen aller Wahrscheinlichkeit nach nicht gelingen! Schließlich urteilte 

das Bundesverfassungsgericht 1986 in Bezug auf die ºffentliche Fºrderung parteinaher Stiftungen, Ăder 

Gleichheitsgrundsatz gebietet, dass alle dauerhaft ins Gewicht fallenden politischen Grundströmungen 

in der BRD angemessen zu ber¿cksichtigen sindñ. Interessant ist in diesem Zusammenhang aber noch 

etwas anderes. Die in Ihrer Frage erwähnten Organisationen sind allesamt staatlich geförderte Gruppie-

rungen, und sie maÇen sich an, quasi hoheitlich zu definieren, was ĂDemokratieñ heiÇt. Z. B. die 

Amadeu-Antonio-Stiftung mit einer ehemaligen Stasi-Mitarbeiterin dort in Spitzenfunktion. Also, auch 

das ist ein Skandal erster Ordnung, den es in ein richtiges Maß einzuordnen gilt, nämlich: Der Souverän, 

unsere Bürgerinnen und Bürger, die haben zu entscheiden, was Demokratie ist und wen sie wählen, 

nicht sie bevormundende Vereine oder ähnliche Institutionen, die nur als verlängerter Arm einen regie-

rungsfinanzierten Altparteienschutz betreiben. Thema Europa: Ihre Partei sieht die Brüssel-EU mehr als 

kritisch ï bis hin zur Austrittsforderung auf dem letzten Parteitag. Was ist an der heutigen EU-Konzep-

tion falsch, welche abweichenden Vorstellungen für ein anderes Europa würde die AfD bevorzugen?  

Tino Chrupalla: Vorab etwas Grundsätzliches, weil das immer wieder verwechselt wird, oft unbewusst, 

noch öfer ï leider ï bewusst: Wir sind keine Europagegner, wir lehnen nicht Europa ab! Wie könnten 

wir auch, Deutschland befindet sich in Europa. Wir sind Deutsche und Europäer und haben den Konti-

nent zusammen mit den anderen europäischen Staaten zu gestalten. Aber: Wir lehnen diese Brüssel-EU 

ab, die hier immer mehr Souveränitätsrechte aus unseren Nationalstaaten für sich beansprucht. Sie will 

einen Zentralstaat in Europa errichten. Den wollen wir nicht, und den wollen auch die meisten anderen 

europäischen Völker und Nationen nicht. Einen monströsen Zentralstaat will eigentlich nur unser bun-

desdeutsches postnationales Establishment in Verbindung mit den Topverdienern der Eurokraten in 

Brüssel! Letztere reden inzwischen schon von EU-Steuern, die eingebracht werden sollten, da sagen 

wir: Nicht mit uns! Die heutige EU hat auch in den letzten Jahren keinen Reformwillen im Sinne unserer 

Vorstellungen gezeigt, im Gegenteil. Wir mussten nach dem EU-Austritt von Großbritannien erleben, 

dass weder Parlamentssitze noch Kommissare abgebaut wurden ï im Gegenteil, es wird munter weiter 

aufgestockt. Hinzu kommt: Deutschland ist der größte Nettozahler, wir zahlen de facto 100 Euro an die 

EU ein und bekommen 30 Euro zurück. Wer soll das auf Dauer alles finanzieren? Die Pro-Kopf-Ver-

schuldung in Deutschland ist 2020 von 22.400 Euro auf 26.000 Euro, und das innerhalb nur eines Jahres, 
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angestiegen, also um 15 %. Kurzum: Was wir unseren zukünftigen Generationen, den Kindern und En-

keln aufbürden, ist einfach unverantwortlich. Wir brauchen einen Neustart für Europa!  

Die AfD lehnt eine Ăeuropªische Staatsfinanzierung durch die Hintert¿rñ ab und fordert die ĂAufk¿ndi-

gung der Transferunionñ, so einer der Kernpunkte Ihres Wahlprogrammes. Damit soll eine Beendigung 

der massiven Dauerverschuldung und Geldentwertung in Europa erreicht werden. Unter welchen Vo-

raussetzungen kann das gelingen?  

Alice Weidel: Das könnte nur bei Einhaltung der Verträge gelingen. Danach sieht es aber überhaupt 

nicht aus. Das Grundsatzproblem der EU besteht darin, dass wir Vorgaben haben, die in den europäi-

schen Verträgen zwar festgelegt sind, z. B. in den Maastricht-Kriterien, die aber einfach nicht eingehal-

ten werden. Deren Einhaltung war aber die Grundvoraussetzung für die Euro-Einführung, und so hat 

auch unser Bundesverfassungsgericht entschieden. Der Euro könnte also nur stabil und damit erfolgreich 

sein, wenn die Stabilitätskriterien eingehalten werden. Und da steht z. B. drin, dass der Verschuldungs-

grad eines Euro-Landes 60ï70 % nicht überschreiten darf. Bei der Neuverschuldung ist ein Limit von 3 

% pro Jahr festgelegt. Denn, und das ist der Hintergrund für den Sinn dieser Zahlen, werden die Grenz-

werte überschritten, entwickeln sie ein dynamisches, überproportionales Wachstum der Verschuldung. 

Permanent verstoßen wird auch gegen Artikel 123, Verbot der monetären Staatsfinanzierung, und Arti-

kel 125, die sogenannte Nichtbeistandsklausel, das heißt, dass kein Staat für die anderen haften darf und 

dass eben die EZB keine Staatsfinanzierung betreiben darf. Wir haben also in der Euro-Geldpolitik eine 

De-facto-Aussetzung des gesamten Regelwerkes f¿r eine Stabilitªtsgemeinschaft. é 
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3 Nicole Höchst: Mitgliedschaften und Ämter im Bundestag 

 

Bis 31.10.2021 

Obfrau 

Enquete-Kommission ΕBerufliche BildungΓ 

Unterausschuss bürgerliches Engagement 

Ordentliches Mitglied 

Unterausschuss Bürgerschaftliches Engagement 

Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Projektgruppe 1 der Enquete ĂBerufliche Bildungñ 

Enquete-Kommission ΕBerufliche BildungΓ 

 

Mitglied BFA6 ĂKultur, Medien, Schule+Hochschuleñ 

Schirmherrin der ΕHomosexuellen in der AfDñ 

Leiterin des Unterausschusses Demografie als Teil des Bundesfachausschusses BFA4 Familie 

Mitglied im Kuratorium der Desiderius-Erasmus-Stiftung e.V. 

Leiterin LFA6 ĂKultur, Medien, Schule+Hochschuleñ 

Mitglied im Stadtrat Speyer 

Schatzmeisterin KV Speyer 

 

ab 31.10.2021 

Landesgruppensprecherin Rheinland-Pfalz/Saarland 

Mitglied BFA6 ĂKultur, Medien, Schule+Hochschuleñ 

Schirmherrin der ΕHomosexuellen in der AfDñ 

Leiterin des Unterausschusses Demografie als Teil des Bundesfachausschusses BFA4 Familie 

Mitglied im Kuratorium der Desiderius-Erasmus-Stiftung e.V. 

Leiterin LFA6 ĂKultur, Medien, Schule+Hochschuleñ 

Mitglied im Stadtrat Speyer 

Schatzmeisterin KV Speyer 
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3.1 Mitarbeiter im Team Höchst 

 

Berlin: 

Bis 31.10.2021 Sebastian Noll 

 

Politikwissenschaftler und wissenschaftlicher Mitarbeiter ï zuständig für den Bereich Bildung 

und Pressesprecher 

 

Ab 27.09.2021: Thorsten Althaus 

 

Oberstudienrat, Lehramt auf Politik-Wirtschaft, Geschichte  und Geographie ï zuständig für 

den Bereich Bildung und Pressesprecher 

 

 

Holger Prade - Diplom-Baustoffing. und zertifiz. Sac hverständiger, Büroleiter - zuständig für 

den Bereich Familie 
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Bis 31.10.2021 Alexander Stahr, Dokumentarfilmer und Fotograf   

Mario Rüger, Soziale Medien 

Stefan Adler, Soziale Medien 

Eugeen Harschack, Soziale Medien 

Robin Jünger, Soziale Medien 

IßlingerI 

 

 

In einem Kurzzeitpraktikum verschaffte sich im März die Stadtratsabgeordnete Diana Zimmer einen 

Überblick über die Arbeit um Deutschen Bundestag. 

 

In der Sommerpause kam aus Österreich die Schülerin Selina Hüttner für zwei Wochen nach 

Berlin. 

 

Meine Wahlkreismannschaft: 

 

 
 

Benjamin Haupt, Wahlkreisbüroleiter 
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Gunnar Gerdeman, Wahlkreiskoordinator Bad Kreuznach  

 

 
 

Sascha Weckmann, Wahlkreiskoordinator Birkenfeld  

 

 

 

 
Bis 31.10.2021 

Reinhard Rupsch, soziale Medien 

Danke lieber Reinhard für deinen Einsatz und geruhsamen Ruhestand 
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4 Alternativer Medienkongress 
 

Am 10.Oktober fand der zweite, durch die AfD organisierte Kongress der freien Medien statt, wie im-

mer unter Ausschluss der staatshörigen Mainstreampresse. Die Herren und Damen der unerwünschten 

Berichterstattung waren dennoch da und versuchten innen und außen über Treppenzugänge zum Ver-

anstaltungsaal zu gelangen. Kameras filmten sogar von einer Brücke über der Spree und bekamen 

fröhliche Winkeinlagen zu sehen. Im Gebäude selbst versichten sie durch Fenster etwas zu erhaschen, 

bis Werbetafeln vor die Linsen geschoben wurden. 

Es war eine gelungene und voll ausgebuchte Veranstaltung, die maßgeblich von den Abgeordneten 

Uwe Schulz, Udo Hemmelgarn, Petr Bystron, Martin E. Renner und mir mit tatkräftiger Unterstützung 

durch fleißige Mitarbeitern trotz erschwerter Coronabedingungen organisiert und durchgeführt wurde. 

 

Prominente Gäste und Redner waren Prof. Dr. Norbert Bolz (Philosoph & Medienwissenschaftler) der 

über Strukturwandel in der Medienlandschaft sprach, Christian Hafenecker MA der als FPÖ-Frakti-

onsführer im Ibiza-Untersuchungsausschuss über dessen Ergebnsisse berichtete. Naomi Seibt und Sa-

mira Kley waren die Gesichter der jungen Generation; beliebte und erfolgreiche Bloggerinnen, welche 

über ihre Erfahrungen, Probleme und Zukunftswünsche berichteten.  

 

Alexander Wendt (Autor, Journalist Publico, ehem. Focus) zeigte auf, wie man neue Medien instal-

liert. Als Kritiker im Abseits berichteten Claudia Zimmermann (Journalistin, ehem. WDR) sowie 

Matthias Matussek (ehem. Redakteur Welt und Spiegel) über ihre Erfahrungen in der Mainstream-

presse. 
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Der Schriftsteller Thor Kunkel hatte Framing und die Vielfalt der alternativen Medien vs. Homogeni-

tät der Mainstream-Medien als Thema. 

 

Es war ein absolut gelungener und vor allem wichtiger Tag.  

 

Uwe Schulz am Rednerpult 
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Wichtig war das Zeichen nach außen: Stopp! Bis hierhin und nicht weiter. 

 

Im Hintergrund Michael Klonovsky, Schriftsteller, Satiriker und Mitarbeiter im Büro von Alexander 

Gauland. 
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5 Rheinland Pfalz & Wahlkreis 
 

5.1 Kindesentzug im Wochenbett ï 18.01.2021 
 

Das Pirmasenser Jugendamt hat einer Mutter vier Tage nach Heilig Abend rechtswidrig und ohne rich-

terlichen Beschluss ihr neugeborenes Kind entzogen. Die Familie klagte dagegen und bekam Recht. 

Verwaltungsgericht und Familiengericht kamen zu dem Schluss, dass hier eigenmächtig und unge-

rechtfertigt gehandelt wurde. Das Jugendamt schob als Grund eine vorliegende Kindswohlgefährdung 

vor, was die Gerichte jedoch nicht bestätigten. 

 

Nicole Höchst MdB: 

Es ist kaum ein traumatischeres Erlebnis für eine Mutter, welche gerade beginnt zu stillen, und den 

Vater vorstellbar, als die Wegnahme ihres Säuglings. Es wundert nicht, dass der Großvater, von Ε

KinderdiebenΓ und Εstaatlicher WillkürΓ spricht. 

Auch wenn dies in Pirmasens noch ein Einzelfall ist, so ist dennoch jeder Fall dieser Art einer zu viel 

und es besteht die große Gefahr, dass sich das ändern wird. Mit der Aufnahme von Kinderrechten ins 

Grundgesetz, erlangen die Jugendämter dann viel leichteren Zugriff mitten in die Familien hinein. Da-

bei haben Kinder automatisch alle Menschenrechte und für Straftaten gibt es Gerichte. Unbestimmte 

Begriffe, wie ΕKindswohlgefährdungΓ besitzen einen großen ideologischen Spielraum, welcher wie 

im vorliegenden Fall, völlig an geltender Rechtsprechung vorbeigehen kann. Nicht nur, dass der Inter-

pretationsspielraum für Jugendamtsmitarbeiter sehr groß ist, sie besitzen im Regelfall auch keine 

rechtliche Ausbildung. Wenn man berücksichtigt, dass oft Zeitmangel herrscht und keine gründlichen 

ΕBlickeΓ hinter die Kulissen möglich sind, dann sind Fehler vorprogrammiert. Seit der Begriff Ε

KindswohlgefährdungΓ offiziell existiert, steigen die Fallzahlen und man darf sich fragen, ob Pirma-

sens nur der Auftakt zur ΕFamiliengefährdungΓ ist. Und um das nicht unerwähnt zu lassen; Was mit 

unseren Kindern derzeit an den Schulen und ihren digitalen Lernexperimenten passiert, ist für mich 

kollektive ΕKindswohlgefährdungΓ und somit ein Angriff auf unsere Gesellschaft. 
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5.2 Anfrage an den Stadtrat von Speyer zu Corona 

 














































































































































